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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 

» 

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Schiffsbankgesetzes 

— Drucksache IV/847 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Elbrächter 


I. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Schiffsbankgesetzes dient in erster Linie der An- 
passung des Schiffsbankgesetzes an die seit 1945 
eingetretenen Veränderungen im Bereich des Schiffs- 
kredits und auf dem Gebiet des Staats- und Ver- 
waltungsrechts einschließlich der Bankenaufsicht, 

Das am 1. Oktober 1933 in Kraft getretene 
Schiffsbankgesetz vom 14. August 1933 ist während 
der Zeit seines Bestehens nur zweimal in wesent- 
lichen Punkten geändert und ergänzt worden: Es 
wurde 1943 dem im Jahre 1940 geschaffenen Schiffs- 
sachenrecht angepaßt; durch Gesetz vom 18. August 
1961 erhielten die Schiffsbanken die Befugnis, 
Schiffspfandbriefe in ausländischer Währung aus- 
zugeben. 

Einige der auf Grund der besonderen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse in den Jahren nach dem zweiten 
Weltkrieg (Verlust des Eigenkapitals der Schiffs- 
banken auf der einen, Kapitalbedarf der Reeder und 
Unzulänglichkeiten des Kapitalmarktes auf der an- 
deren Seite) punktuell getroffenen gesetzlichen 
Maßnahmen — wie z. B. die Erweiterung der Um- 
laufsgrenze für Schiffspfandbriefe — sind inzwi- 
schen bereits wieder außer Kraft getreten; andere, 
die noch fortbestehen, finden sich nicht im Schiffs- 
bankgesetz, sondern in anderen Gesetzen auf dem 
Gebiete des Realkredits. Sie sollen, soweit dies 
angebracht erscheint, nunmehr endgültig, auch im 
Interesse der Übersichtlichkeit und Bereinigung des 
Rechtsstoffes, in das Schiffsbankgesetz übernom- 
men werden. 

Die Vorlage betrifft im wesentlichen folgende Be- 
reiche: 


a) Beseitigung der formal noch bestehenden Auf- 
sicht über die Schiffsbanken nach dem Schiffs- 
bankgesetz. Die Schiffsbanken sollen in Zukunft 
ausschließlich der allgemeinen Bankenaufsicht 
unterstehen, wenn auch mit einigen durch ihre 
Eigenschaft als Spezialinstitute begründeten, im 
Schiffsbankgesetz vorgesehenen Besonderheiten. 

b) Die Übernahme der bisher durch Spezialgesetze 
gestatteten Erweiterung des Geschäftskreises der 
Schiffsbanken und der Milderung der Vorschrif- 
ten über die Deckung von Schiffspfandbriefen in 
das Schiffsbankgesetz. Den Schiffsbanken soll 
weiterhin gestattet bleiben, sog, Globaldarlehen 
(Schuldsdieindarlehen) bei inländischen oder 
ausländischen Kapitalsammelstellen aufzuneh- 
men, Schiffspfandbriefe auch auf der Grundlage 
primärer Ersatzdeckung auszugeben sowie Aus- 
gleichsforderungen, Deckungsforderungen nach 
dem Altsparergesetz und Erstattungsansprüche 
nach dem Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden als ordentliche Deckung zu ver- 
wenden. 

c) Anpassung der für den Jahresabschluß gelten- 
Vorschriften an die heutigen Erfordernisse, 

d) Erweiterung des Kreises der den Schiffsbanken 
gestatteten Nebengeschäfte und Neuregelung 
von Beleihungen im Ausland. Schiffsbanken 
wird gestattet, in weiterem Umfang Kredite, 
Sicherheiten, Schiffsparte und Beteiligungen an 
Schiffahrt treibenden Handelsgesellschaften zu 
vermitteln und für Dritte zu verwalten sowie 
unter gewissen Voraussetzungen die Gewähr- 
leistung für Darlehen Dritter zu übernehmen. 
Während zur Beleihung von im Ausland regi- 
strierten Schiffen oder Schiffsbauwerken bisher 
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eine Sondergenehmigung der Aufsichtsbehörde ; 
erforderlich war, stellt das Gesetz nunmehr , 
Sicherheitsvoraussetzungen auf, bei deren Erfül- ! 
lung die Aufsichtsbehörde die Genehmigung er- I 
teilen muß. 

Die Haushalte des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden werden durch die Vorlage nicht mit zu- 
sätzlichen Kosten belastet. 

Der Bundesrat hat den Regierungsentwurf grund- 
sätzlich gebilligt. Die zu einigen Punkten gemachten 
Änderungsvorschläge des Bundesrates haben nicht 
die Zustimmung der Bundesregierung gefunden. Die 
Stellungnahme des Ausschusses wird bei den ein- 
zelnen Vorschriften dargelegt. 

Der Bundestag hat die Vorlage bei der ersten 
Lesung am 16. Januar 1963 dem Wirtschaftsaus- 
schuß überwiesen. In der Sitzung des Wirtschafts- 
ausschusses vom 7. März 1963 hat der Regierungs- 
entwurf mit geringen Änderungen die Zustimmung 
des Ausschusses gefunden. Ein Teil dieser Ände- 
rungen ergab sich aus der Notwendigkeit, die Vor- 
lage in einigen Punkten dem inzwischen in Kraft 
getretenen Fünften Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Hypothekenbankgesetzes vom 14. Ja- 
nuar 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 9) anzupassen. Auf 
die von der Vorlage abweichenden Beschlüsse und 
sonstigen besonderen Erörterungen des Wirtschafts- 
ausschusses wird im folgenden eingegangen; rein 
redaktionelle und sprachliche Änderungen sind da- 
bei nicht berücksichtigt. 

11 . 

Zu den Eingangsworten 

Das Gesetz bedarf nach Auffassung des Ausschus- 
ses nicht der Zustimmung des Bundesrates, da das 
Verwaltungsverfahren der Länder nicht berührt 
wird. Im übrigen war auch das Gesetz über Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des Realkredits vom 18. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 925), das durch 
Artikel IV Abs. 2 noch teilweise aufgehoben wird, 
nach Ansicht des Ausschusses nicht zustimmungs- 
bedürftig. 

Zu Artikel I Nr. 6 (§ 10 Abs. 5 Schiffsbankgesetz) 

Der Ausschuß hat sich den ihm übermittelten Be- 
denken des Zentralbankrats nicht verschließen kön- 
nen, daß das Sicherheitsinteresse der deutschen 
Pfandbriefgläubiger es erfordert, das Volumen der 
durch dingliche Rechte an im Ausland registrierten 
Schiffen oder Schiffsbauwerken gesicherten auf 
Deutsche Mark lautenden Darlehensforderungen 
nicht allzu sehr anwachsen zu lassen. Deshalb hat 
der Ausschuß die in § 10 Abs. 5 Satz 2 des Schiffs- 
bankgesetzes vorgesehene Ermächtigung gestrichen. ; 
Dem Bedürfnis der Schiffsbanken, ihre Betätigung 
im Ausland nicht über Gebühr einzuschränken, ist 
dadurch Rechnung getragen, daß der Ausschuß die 
DM-Beleihung insoweit auf dreißig (statt fünfund- 
zwanzig) vom Hundert des Gesamtbetrages der zur 
Deckung der Schiffspfandbriefe verwendeten Dar- 
lehensforderungen, die in Deutscher Mark zu zah- 
len sind, erweitert hat. 


Zu Artikel I Nr. 6 a (§ 11 Schiffsbankgesetz) 

Der Ausschuß hält es für erforderlich zu bestim- 
men, daß in den Fällen, in denen das ausländische 
Schiffshypothekenrecht dem Gläubiger hinsichtlich 
der Versicherungsforderung eine geringere Sicher- 
heit gewährt hat, als sie nach deutschem Recht ge- 
geben wäre, eine Beleihung nur dann zulässig ist, 
wenn der ausländische Schuldner der Bank durch 
Vertrag entsprechende Sicherheiten einräumt. Des- 
halb hat der Ausschuß § 11 Abs. 1 neu gefaßt und 
nach Absatz 3 den neuen Absatz 4 eingefügt. 

Zu § 17 Abs. 2 Schiffshankgesetz 

Der Ausschuß hat den von den privaten Schiffs- 
banken geäußerten Wunsch, in § 17 den Absatz 2 
zu streichen, erörtert, ihm aber nicht stattgegeben. 
Aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit ist eine 
Aufhebung des Verbotes, außer Zinsen und Tilgung 
vom Schuldner weitere Leistungen, z. B. die Zah- 
lung eines jährlichen Verwaltungskostenbeitrags zu 
verlangen, nicht geboten, da auch die öffentlich- 
rechtlichen Schiffskreditinstitute Verwaltungskosten- 
beiträge nicht erheben. Eine Benachteiligung gegen- 
über anderen Kreditinstituten, z. B. den Hypothe- 
kenbanken, die durch entsprechende Vorschriften 
nicht mehr gebunden sind, scheidet schon deshalb 
aus, weil sich die Tätigkeitsbereiche nicht über- 
schneiden und ein Wettbewerb insoweit nicht statt- 
findet. Da bei der Schiffsfinanzierung nicht eine 
Vielzahl von Krediten geringeren Umfangs gewährt 
wird, sondern der einzelne Kreditbetrag dem Wert 
der beliehenen Schiffe entsprechend verhältnismä- 
ßig hoch ist, ist ein Verwaltungskostenbeitrag ent- 
behrlich. 

Außerdem werden bei den hier in Frage stehen- 
den größeren Krediten die Bedingungen in der Re- 
gel von Fall zu Fall ausgehandelt, so daß auch 
unter diesem Gesichtspunkt ein Bedürfnis, den 
Schiffsbanken das Recht zur Erhebung besonderer 
Verwaltungskostenbeiträge einzurämen, nach Über- 
zeugung des Ausschusses nicht besteht. 

Zu Artikel I Nr. 13 (§ 23 Abs. 1 Schiffsbankgesetz) 

Einen ihm übermittelten Vorschlag des Verban- 
des privater Schiffsbanken aufgreifend, hat der Aus- 
schuß in § 23 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und Satz 4 jeweils 
die Worte „einhalb" durch die Worte „ein Viertel" 
ersetzt. Da das Risiko bei der im Verhältnis zu den 
von den Hypothekenbanken gewährten Krediten 
infolge der kürzeren Laufzeit der Schiffskredite ge- 
ringer ist, ist nach Überzeugung des Ausschusses 
der niedrigere Ansatz des Rechnungsabgrenzungs- 
postens auf der Passivseite ausreichend. 

Zu Artikel I Nr. 15 (§ 26 Schiffsbankgesetz) 

Auf Grund einer Anregung des Zentralbankrats 
hat der Ausschuß beschlossen, daß die im Dek- 
kungsregister eingetragenen Darlehensforderungen, 
die durch Schiffshypotheken an im Ausland regi- 
strierten Schiffen und Schiffsbauwerken gesichert 
sind, im Geschäftsbericht gesondert angegeben wer- 
den müssen. Den weiteren Vorschlag der Deutschen 
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Bundesbank, auch die besondere Angabe der bei 
ausländischen Kapitalsammelstellen aufgenomme- 
nen Globaldarlehen vorzuschreiben, hat der Aus- 
schuß nicht aufgegriffen, da nach seiner Ansicht die 
Verpflichtung der Schiffsbank unabhängig von der 
Nationalität des Gläubigers besteht, eine so weit- 
gehende Erläuterung der Passivposten auch im 
übrigen nicht verlangt wird und für die Pfandbrief- 
gläubiger ohne Interesse wäre. Soweit die Deutsche 
Bundesbank selbst an derartigen Angaben inter- 
essiert sein sollte, kann sie sich diese nach Ansicht 
des Ausschusses kraft ihrer Befugnisse auf anderem 
Wege verschaffen. 

Der Ausschuß hat auch die Frage erörtert, ob Ab- 
schreibungen auf rückständige Zinsen besonders 
hervorgehoben werden sollten. Er hat jedoch von 
einer Ergänzung der Vorlage in diesem Punkt ab- 
gesehen in der Erwartung, daß dieser Wunsch bei 
der Neugestaltung der Formblätter für die Gewinn- 
und Verlustrechnung geprüft wird. 

Zu Artikel I Nr. 18 (§ 29 Abs. 1 Schiffsbankgesetz) 

Unter Ablehnung der Vorschläge des Bundesrates 
hat der Ausschuß — insoweit abweichend von der 
Regierungsvorlage — eine Formulierung gewählt, 
die der entsprechenden Regelung im Hypotheken- 
bankgesetz angepaßt ist. Dadurch wird nach Ansicht 
des Ausschusses klargestellt, daß der Treuhänder 
grundsätzlich keine Verantwortung für die Wert- 
festsetzung trägt, aber berechtigt ist, bei begründe- 
tem Anlaß ausnahmsweise die Wertfestsetzung 
nachzuprüfen und die Eintragung in das Deckungs- 
register zu verweigern. 

Zu Artikel I Nr. 25 (§ 36 c Schiffsbankgesetz) 

Diese Vorschrift wurde vom Ausschuß neu in den 
Entwurf eingefügt aus der Erwägung, daß zwar 
grundsätzlich die Vorschriften des Gesetzes über 
das Kreditwesen auch im Rahmen des Schiffsbank- 
gesetzes Anwendung fänden, daß es aber zweck- 
mäßig sei, für den Sonderfall des § 36 b Abs. 2 
nochmals ausdrücklich zu betonen, daß den Rechts- 
mitteln gegen die dort genannten Maßnahmen der 
Aufsichtsbehörde aufschiebende Wirkung nicht zu- 
komme. Eine sachliche Abweichung von den ent- 
sprechenden Vorschriften des Hypothekenbankge- 


setzes, in das eine solche Vorschrift nicht ausdrück- 
lich aufgenommen wurde, ist damit nicht erfolgt. 

Zu Artikel I Nr. 26 (§ 37 Schiffsbankgesetz) 

Der Ausschuß hat diese Vorschrift aus denselben 
Gründen ersatzlos gestrichen, aus denen die ent- 
sprechende Bestimmung im Hypothekenbankgesetz 
gestrichen worden ist. 

Zu Artikel III 

Bei der Beratung von Artikel III hat der Ausschuß 
den Wunsch der Schiffsbanken nach einer Abkür- 
zung der Bekanntmachungsfrist für den Versteige- 
rungstermin im Zwangsversteigerungsverfahren zur 
Kenntnis genommen, aber nicht für begründet ge- 
halten. Da die weiteren Wünsche der Banken auf 
dem Gebiete des Zwangsversteigerungsrechts zweck- 
mäßigerweise im Zusammenhang mit einer allge- 
meinen Überprüfung der Schuldnerschutzvorschrif- 
ten behandelt werden sollten, hat der Ausschuß von 
einer Ergänzung der Regierungsvorlage insoweit 
abgesehen, zumal da eine Überprüfung von dem 
in der Sitzung anwesenden Vertreter des Bundes- 
justizministeriums in absehbarer Zeit zugesagt 
wurde. 

Der Ausschuß beschloß, die Bundesregierung zu 
bitten, einen Entwurf möglichst noch in dieser 
Wahlperiode vorzulegen. 

Zu Artikel IV Abs. 2 

Die Fassung dieses Artikels war zu ändern, da 
ein Teil der in der Regierungsvorlage angeführten 
Vorschriften inzwischen bereits durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Hypothe- 
kenbankgesetzes aufgehoben worden ist. 

Zu Artikel VII 

Um den Anschluß an inzwischen außer Kraft ge- 
tretene Vorschriften herzustellen, ist es erforderlich, 
das Gesetz rückwirkend zum 1. Januar 1963 in Kraft 
treten zu lassen. Für Artikel I Nr. 26 bis 28 mußte 
eine andere Regelung getroffen werden, da die 
Strafbestimmungen nicht rückwirkend in Kraft ge- 
setzt werden können. 


Bonn, den 20. März 1963 


Dr. Elbrächter 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/847 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 8. März 1963 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschoff Dr. Elbrächter 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 16, Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Schiffsbankgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Schiffspfandbriefbanken (Schiffs- 
bankgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. April 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 241), des Ar- 
tikels 1 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Realkredits vom 18. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 925) und des Gesetzes zur Er- 
gänzung des Schiffsbankgesetzes vom 18. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1359) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. Die §§ 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

«§ 1 

Schiffspfandbriefbanken sind privatrechtliche 
Kreditinstitute, deren Geschäftsbetrieb darauf 
gerichtet ist, Darlehen gegen Bestellung von 
Schiffshypotheken zu gewähren und auf Grund 
der erworbenen, durch Schiffshypotheken ge- 
sicherten Forderungen Schuldverschreibungen 
(Schiffspfandbriefe) auszugeben. 

§ 2 

(1) Schiffspfandbriefbanken dürfen nur in 
der Rechtsform der Aktiengesellschaft und der 
Kommanditgesellschaft auf Aktien betrieben 
werden. 

(2) Der Mindestnennbetrag des Grundkapi- 
tals einer Schiffspfandbriefbank ist acht Mil- 
lionen Deutsche Mark. 

§ 3 

Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
(Aufsichtsbehörde) übt die Aufsicht über die 
Sdiiffspfandb riefbanken nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes und des Gesetzes über das Kre- 
ditwesen aus.“ 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Der Reichs- 
wirtschaftsminister“ ersetzt durch die Worte 
„Die Aufsichtsbehörde“. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(1) Eine Schiffspfandbriefbank darf au- 
ßer der Beleihung von Schiffen oder Schiffs- 
bauwerken und der Ausgabe von Schiffs- 


pfandbriefen nur folgende Geschäfte betrei- 
ben: 

1. Forderungen, für die Schiffshypo- 
theken bestellt sind, erwerben, 
veräußern, beleihen und ver- 
pfänden; 

2. Darlehen und Sicherheiten für 
den Erwerb und den Umbau von 
Schiffen und für die Umschul- 
dung von Schiffskrediten sowie 
Schiffsparten und Beteiligungen 
an Schiffahrt treibenden Handels- 
gesellschaften vermitteln und für 
Dritte verwalten; 

3. Wertpapiere im eigenen Namen 
für fremde Rechnung ankaufen 
und verkaufen, jedoch unter Aus- 
schluß von Zeitgeschäften; 

4. fremde Gelder als verzinsliche 
oder unverzinsliche Einlagen an- 
nehmen mit der Maßgabe, daß 
der Gesamtbetrag der Einlagen 
die Hälfte des eingezahlten 
Grundkapitals und der in § 7 be- 
zeichneten Rücklagen nicht über- 
steigen darf; 

5. Wertpapiere für andere verwah- 
ren und verwalten; 

6. die Einziehung von Wechseln, 
Anweisungen und ähnlichen Pa- 
pieren besorgen; 

7. Darlehen bei Kapitalsammelstel- 
len zum Zwecke der Gewährung 
durch Schiffshypotheken gesicher- 
ter Darlehen aufnehmen und Si- 
cherheiten für diese Darlehen be- 
stellen; 

8. Gewährleistungen für Darlehen 
Dritter übernehmen, wenn das 
Darlehen oder die Gewährlei- 
stung durch eine Schiffshypothek 
gesichert ist; der Gesamtbetrag 
der Gewährleistungen darf das 
Dreifache des eingezahlten Grund- 
kapitals und der in § 7 bezeich- 
neten Rücklagen nicht überstei- 
gen. 

(2) Verfügbares Geld dürfen die Schiffs- 
pfandbriefbanken nutzbar machen 

1. durch Anlegung bei geeigneten 
Kreditinstituten; 

2. durch Ankauf ihrer Schiffspfand- 
briefe; 
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3. durch Ankauf von 

a) Wechseln und Schecks, die 
den Anforderungen des § 19 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank ent- 
sprechen, 

b) Schuldverschreibungen, 
Schuldbuchforderungen, 
Schatzwechseln und Schatzan- 
weisungen, deren Schuldner 
der Bund, ein Sondervermö- 
gen des Bundes oder ein Land 
ist, 

c) Schuldverschreibungen, für de- 
ren Verzinsung und Rückzah- 
lung eine der unter b) bezeich- 
neten Stellen die Gewährlei- 
stung übernommen hat, 

d) anderen zum amtlichen 
Börsenhandel zugelassenen 
Schuldverschreibungen,- 

4. durch Beleihung von Wertpapie- 
ren nach einer von der Schiffs- 
pfandbriefbank aufzustellenden 
Anweisung; die Anweisung hat 
die beleihungsfähigen Papiere 
und die zulässige Höhe der Be- 
leihung festzusetzen." 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „Geschäftsräumen" die Worte „sowie 
von Wohnräumen für ihre Betriebsangehöri- 
gen" eingefügt. Satz 2 wird gestrichen. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Gesamtbetrag der im Umlauf be- 
findlichen Schiffspfandbriefe muß in Höhe 
des Nennwertes jederzeit durch Darlehens- 
forderungen, die durch Schiffshypotheken 
gesichert sind, von mindestens gleicher Höhe 
und mindestens gleichem Zinsertrag gedeckt 
sein (ordentliche Deckung). Als ordentliche 
Deckung können audi verwendet werden: 

1. Ausgleichsforderungen nach §§ 1 
und 2 Abs. 1 der 30. Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz und nach § 48 Abs. 1 
des Umstellungsergänzungsgeset- 
zes sowie Deckungsansprüche 
nach § 54 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes, 

2. Deckungsforderungen nach §§19 
und 20 des Gesetzes zur Milde- 
rung von Härten der Währungs- 
reform (Altsparergesetz), 

3. Erstattungsansprüche nach §§ 32, 
44 Abs. 3 des Gesetzes zur Aus- 
führung des Abkommens vom 
27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden. 

Im Umlauf befindlich ist ein Schiffspfand- 
brief, wenn der Treuhänder ihn gemäß § 29 I 


Abs. 3 ausgefertigt und der Bank übergeben 
hat; wird ein Pfandbrief dem Treuhänder 
zur Verwahrung zurückgegeben, so scheidet 
er aus dem Umlauf für die Dauer dieser 
Verwahrung aus." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die in Absatz 1 vorgeschriebene or- 
dentliche Deckung kann durch folgende 
Werte ersetzt werden (Ersatzdeckung): 

1. Werte der in § 5 Abs. 2 Nr. 3 
Buchstaben b und c bezeichneten 
Art, 

2. Guthaben bei der Deutschen Bun- 
desbank und bei geeigneten Kre- 
ditinstituten, 

3. Bargeld, 

4. Ausgleichsforderungen nach § 2 
Abs. 2 der 30. Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz 
und nach § 48 Abs. 2 des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes. 

Dabei dürfen Schuldverschreibungen höch- 
stens mit einem Betrage in Ansatz gebracht 
werden, der um fünf vom Hundert unter 
ihrem jeweiligen Börsenpreis bleibt, den 
Nennwert aber nicht übersteigt." 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„(4) Die Ersatzdeckung nach Absatz 3 
darf bis zum 31. Dezember 1965 fünfzehn 
vom Hundert, vom 1. Januar 1966 an zehn 
vom Hundert des gesamten Umlaufs an 
Schiffspfandbriefen nicht übersteigen." 

5. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Der Gesamtbetrag der im Umlauf befind- 
lichen Schiffspfandbriefe darf den zwanzig- 
fachen Betrag des eingezahlten Grundkapitals, 
der gesetzlichen Rücklage sowie anderer durch 
die Satzung oder durch Beschluß der Hauptver- 
sammlung ausschließlich zur Deckung von Ver- 
lusten oder zu einer Kapitalerhöhung aus Ge- 
sellschaftsmitteln bestimmter Rücklagen nicht 
übersteigen. Eigene Aktien der Schiffspfand- 
briefbank sind bei Berechnung der Umlaufs- 
grenze von dem Grundkapital abzusetzen. 

(2) Nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 aufgenommene 
Darlehen werden auf den Gesamtbetrag der im 
Umlauf befindlichen Schiffspfandbriefe ange- 
rechnet, soweit nicht den Darlehensgebern Na- 
menspfandbriefe zu ihrer Sicherstellung ausge- 
händigt werden." 

6. § 10 erhält folgende Fassung: 

.§ 10 

(1) Die Beleihung ist auf Schiffe und Schiffs- 
bauwerke beschränkt, die in einem öffentlichen 
Register eingetragen sind. 
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(2) Die Beleihung ist regelmäßig nur zur ' 
ersten Stelle zulässig. Sie darf die ersten drei 
Fünftel des Wertes des Schiffes oder Schiffs- 
bauwerks nicht übersteigen und darf nur durch 
Gewährung von Abzahlungsdarlehen erfolgen, j 
Die Abzahlung des Darlehens ist in der Regel | 
gleichmäßig auf die einzelnen Abzahlungsjahre 
zu verteilen. Die Aufsichtsbehörde kann für 
Einzelfälle Ausnahmen von den Vorschriften 
der Sätze 1 und 2 zulassen, wenn die Eigenart 
des zu beleihenden Schiffes oder Schiffsbau- 
werks, die Verhältnisse des Darlehensschuld- 
ners oder zusätzliche Sicherheiten sie gerecht- 
fertigt erscheinen lassen. 

(3) Die Darlehensdauer darf höchstens zwölf 

Jahre betragen; sie kann mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde im Einzelfall bis zu fünfzehn 
Jahren ausgedehnt werden, wenn eine entspre- 
chende Lebensdauer des zu beleihenden Schif- 
fes oder Schiffsbauwerks zu erwarten ist. Dieser 
Zeitraum beginnt mit der Auszahlung des Dar- 
lehens, im Falle der Auszahlung in Teilbeträ- 
gen mit der letzten Zahlung. Eine dem Dar- 
lehensnehmer gewährte Stundung, die zur 
Folge haben würde, daß die vorgeschriebene 
Höchstdauer des Darlehens überschritten wird, 
ist nur mit Zustimmung des Treuhänders (§ 28) 
zulässig. i 

(4) Die Beleihung von Schiffen und Schiffs- i 
Bauwerken, die im Ausland registriert sind, ^ 
bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
Diese ist nur zu erteilen, wenn nach dem Recht 
des Staates, in dessen Register das Schiff oder 
das Schiffsbauwerk eingetragen ist, 

1. an Schiffen und Schiffsbauwerken ein 
dingliches Recht bestellt werden kann, 
das in ein öffentliches Register einge- 
tragen wird, 

2. das dingliche Recht dem Gläubiger 
eine der Schiffshypothek des deut- 
schen Rechts vergleichbare Sicherheit, 
insbesondere das Recht gewährt, we- 
gen der gesicherten Darlehensforde- 
rung Befriedigung aus dem Schiff 
oder dem Schiffsbauwerk zu suchen, 

3. die Rechtsverfolgung für Gläubiger, 
die einem anderen Staat angehören, 
gegenüber den eigenen Staatsangehö- 
rigen nicht wesentlich erschwert ist. 

Sieht das Recht des Staates, in dessen Regi- 
ster das Schiff oder Schiffsbauwerk eingetragen 
ist, vor, daß das dingliche Recht ohne Eintra- 
gung in ein öffentliches Register entsteht, zur 
Sicherung der Rechte des Gläubigers Dritten 
gegenüber aber in ein solches Register einge- 
tragen werden kann, so ist die Genehmigung 
nach den Sätzen 1 und 2 nur unter der Bedin- 
gung zu erteilen, daß die Schiffspfandbriefbank 
die Eintragung in das öffentliche Register un- 
verzüglich herbeiführt. 

(5) Werden in Deutscher Mark zu zahlende 
Darlehensforderungen durch dingliche Rechte an 
im Ausland registrierten Schiffen oder Sdiiffs- 


bauwerkcn gesichert, so dürfen die zur Deckung 
von Schiffspfandbriefen in Ansatz gebrachten 
Darlehensforderungen dieser Art dreißig vom 
Hundert des Gesamtbetrages der zur Deckung 
der Schiffspfandbriefe verwendeten Darlehens- 
forderungen, die in Deutscher Mark zu zahlen 
sind, nicht übersteigen. 

6 a. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Beleihung ist nur zulässig, wenn 
das Schiff oder das Schiffsbauwerk entspre- 
chend den Geschäftsbedingungen der Bank 
versichert ist und der Versicherer sich ver- 
pflichtet hat, der Bank gegenüber Einwen- 
dungen auf Grund des § 36 Abs. 2 Nr. 2 des 
Gesetzes über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbauwerken vom 15. No- 
vember 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1499) oder 
bei Beleihung von im Ausland registrierten 
Schiffen die entsprechenden Einwendungen 
nicht zu erheben.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Erstreckt sich die Hypothek nicht 
kraft Gesetzes auf die Versicherungsforde- 
rung, ist die Beleihung nur zulässig, wenn 
die Bank durch Vertrag eine entsprechende 
Sicherheit erhält." ^ 

7. In § 12 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die zur Deckung von Schiffspfandbriefen in 
Ansatz gebrachten, durch Schiffshypotheken an 
Schiffsbauwerken gesicherten Darlehensforde- 
rungen dürfen zusammen ein Fünftel des Ge- 
samtbetrages der zur Deckung der Schiffspfand- 
briefe verwendeten Schiffshypotheken nicht 
übersteigen.“ 

Satz 2 wird gestrichen, 

8. In §§ 13 und 15 werden die Worte „des Reidis- 
wirtschaftsministers“ durch die Worte „der Auf- 
sichtsbehörde“ ersetzt. 

9. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Beginn der Abzahlung darf für einen 
Zeitraum, der die Dauer von zwei Jahren nicht 
übersteigt, hinausgeschoben werden; mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde kann dieser 
Zeitraum für einzelne Darlehensforderungen 
aus besonderen Gründen bis zu fünf Jahren 
verlängert werden. Auch in diesem Falle darf 
die in § 10 Abs. 3 vorgesehene Darlehensdauer 
nicht überschritten werden.“ 

10. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung; 

„(1) Die zur Deckung der Schiffspfand- 
briefe verwendeten Darlehensforderungen 
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nebst den zu ihrer Sicherung dienenden 
Schiffshypotheken sowie die sonstigen als 
ordentliche Deckung verwendeten Werte 
sind von der Bank einzeln in ein Register 
einzutragen. 

(2) Im Falle des § 6 Abs. 3 sind die als Er- 
satzdeckung verwendeten Werte gleichfalls 
in das Deckungsregister einzutragen; die Ein- 
tragung der Wertpapiere hat, soweit es sich 
nicht um Anteile an Sammelbeständen han- 
delt, die einzelnen Stücke zu bezeichnen." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „dem Reichs- 
wirtschaftsminister" durch die Worte „der 
Aufsichtsbehörde" ersetzt. 

11. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

(1) Die Bank ist verpflichtet, vierteljährlich, 
und zwar bis zum 15. des auf das jeweilige Ka- 
lendervierteljahr folgenden Monats, den Ge- 
samtbetrag der Schiffspfandbriefe, die am letz- 
ten Tage des vergangenen Vierteljahres im Um- 
lauf waren, den nach Abzug aller Rückzahlun- 
gen oder sonstigen Minderungen sich ergeben- 
den Gesamtbetrag der am letzten Tage des ver- 
gangenen Vierteljahres in das Deckungsregi- 
ster eingetragenen, durch Schiffshypotheken ge- 
sicherten Darlehensforderungen und den Ge- 
samtbetrag der an diesem Tage in das Register 
eingetragenen sonstigen ordentlichen Deckungs- 
werte und der Ersatzdeckungswerte an das Sta- 
tistische Bundesamt zu melden. 

(2) Sind in dem Register durch Schiffshypo- 
theken gesicherte Darlehensforderungen oder 
andere Werte eingetragen, die nicht ihrem vol- 
len Betrage nach zur Deckung von Schiffspfand- 
briefen geeignet sind, so ist in der Meldung 
anzugeben, mit welchem Betrage diese Werte 
als Deckung nicht in Ansatz kommen. 

(3) Das Statistische Bundesamt hat die ge- 
meldeten Ergebnisse unter Angabe der einzel- 
nen Institute vierteljährlich im Bundesanzeiger 
zu veröffentlichen." 

12. § 22 wird gestrichen und durch folgenden neuen 
§ 22 ersetzt: 

„§ 22 

(1) Auf den Jahresabschluß der Schiffspfand- 
briefbanken sind § 131 Abs. 1 und § 132 des 
Aktiengesetzes nicht anzuwenden. Unbeschadet 
einer weiteren Gliederung sind die Jahresab- 
schlüsse nach besonderen Formblättern aufzu- 
stellen. Sind unter einen Posten fallende Gegen- 
stände bei einer Schiffspfandbriefbank nicht 
vorhanden, so braucht der Posten in der Jahres- 
bilanz nicht aufgeführt zu werden. Sind unter 
einen Posten fallende Aufwendungen und Er- 
träge bei einer Schiffspfandbriefbank nicht an- 
gefallen, so braucht der Posten in der Gewinn- 
und Verlustrechnung nicht ausgewiesen zu wer- 
den. 


(2) Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechtsverordnung 
die in Absatz 1 bezeichneten Formblätter vor- 
zuschreiben oder andere Vorschriften für die 
Gliederung der Jahresabschlüsse zu erlassen, 
soweit das Geschäft der Schiffspfandbriefbanken 
dies bedingt." 

13. §§23 und 24 erhalten folgende Fassung: 

„§ 23 

(1) Durch Schiffshypotheken gesicherte Dar- 
lehensfbrderungen dürfen in der Jahresbilanz 
mit dem Nennbetrag angesetzt werden, auch 
wenn der Auszahlungsbetrag der Darlehen ge- 
ringer ist. Werden sie mit einem höheren Be- 
trag als dem Auszahlungsbetrag angesetzt, so 
sind in dem Geschäftsjahr, in dem die Dar- 
lehensforderungen erworben wurden, unter die 
Rechnungsabgrenzungsposten der Passivseite 
aufzunehmen: 

1. ein Betrag von mindestens ein Viertel 
vom Hundert des für die Darlehens- 
forderungen angesetzten Betrages und 
außerdem 

2. vier Fünftel des Unterschieds zwi- 
schen dem für die Darlehensforderun- 
gen angesetzten Betrag und dem Aus- 
zahlungsbetrag der Darlehen; von 
dem Unterschied dürfen einhalb vom 
Hundert des für die Darlehensforde- 
rungen angesetzten Betrages und die 
durch den Erwerb der Darlehensforde- 
rungen entstandenen unmittelbaren 
Kosten abgesetzt werden. 

Der Auszahlungsbetrag mindert sich, wenn ein 
Anspruch auf Erstattung von Geldbeschaffungs- 
kosten besteht, der durch zusätzliche Leistungen 
des Schuldners zu begleichen ist, um den Wert 
dieses Anspruches. Der nach Nummer 1 unter die 
Rechnungsabgrenzungsposten aufgenommene 
Betrag darf in jedem folgenden Geschäftsjahr 
nur insoweit aufgelöst werden, als er ein Viertel 
vom Hundert des Restbetrags der Darlehens- 
forderung am Ende des Geschäftsjahres über- 
steigt. Der nach Nummer 2 aufgenommene Be- 
trag darf in jedem folgenden Geschäftsjahr zu 
höchstens einem Viertel aufgelöst werden. 

(2) Der Betrag, um den Schiffspfandbriefe un- 
ter dem Nennbetrag ausgegeben worden sind, 
und die durch die Ausgabe von Schiffspfand- 
briefen entstandenen unmittelbaren Kosten mit 
Einschluß der für die Unterbringung gezahlten 
Provisionen dürfen höchstens zu vier Fünftel un- 
ter die Rechnungsabgrenzungsposten der Aktiv- 
seite aufgenommen werden. Der aufgenommene 
Betrag muß in jedem folgenden Geschäftsjahr 
zu mindestens einem Viertel aufgelöst werden. 
§ 133 Nr. 6 des Aktiengesetzes ist nicht anzu- 
wenden. 

(3) Die Summe der Posten nach Absatz 1 und 
der Posten nach Absatz 2 sind entweder geson- 
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dert auszuweisen oder gegeneinander zu ver- 
rechnen; im Falle der Verrechnung ist der über- 
steigende Betrag gesondert auszuweisen. 

§ 24 

Ansprüche der Bank auf Jahresleistungen der 
Darlehensschuldner für die auf das Geschäfts- 
jahr folgende Zeit dürfen nicht in die Aktivseite 
der Bilanz aufgenommen werden. Dies gilt nicht 
für Ansprüche auf Erstattung von Geldbeschaf- 
fungskosten, die durch zusätzliche Leistungen 
des Schuldners zu begleichen sind." 

14. § 25 wird gestrichen. 

15. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Ge- 
schäftsbericht" die Worte „oder in der Bi- 
lanz" gestrichen. 

Die Nummern 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„1. die Zahl der im Deckungsregister ein- 
getragenen durch Schiffshypotheken 
gesicherten Darlehensforderungen und 
deren Verteilung mit den als Deckung 
in Ansatz gebrachten Beträgen nach 
ihrer Höhe in Stufen von einhundert- 
tausend Deutsche Mark sowie entspre- 
chend die Darlehensforderungen, die 
hiervon durch Schiffshypotheken an 
im Ausland registrierten Schiffen und 
Schiffsbauwerken gesichert sind; 

2. die Beträge, die von den in Nummer 1 
bezeichneten Darlehensforderungen auf 
Schiffshypotheken an Schiffen und auf 
solche an Schiffsbauwerken entfallen;". 

Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Zahl der Verfahren zur Zwangsver- 
steigerung von Schiffen oder Schiffsbau- 
werken, die am Abschlußstichtag anhän- 
gig waren, sowie die Zahl der im Ge- 
schäftsjahr durchgeführten Zwangsver- 
steigerungen, jeweils getrennt nach 
Verfahren, die auf Antrag der Bank 
bewirkt worden sind, und nach Ver- 
fahren, an denen die Bank sonst be- 
teiligt war;". 

Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. die Jahre, aus denen die Rückstände 
auf die von den Darlehensschuldnern zu 
entrichtenden Zinsen herrühren, und der 
Gesamtbetrag der Rückstände eines je- 
den Jahres, soweit diese Rückstände 
nicht bereits in den vorhergehenden 
Jahren abgeschrieben worden sind;". 

Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 
eingefügt: 

„8. bei verschieden verzinslichen Schiffs- 
pfandbriefen der Gesamtbetrag jeder 
Gattung." 


b) In Absatz 2 werden vor den Worten „unter 
Nr. 2 bis 5" die Worte „in Absatz 1" ein- 
gefügt. 

c) Absatz 3 wird gestrichen. An seine Stelle 
tritt folgender neuer Absatz 3: 

„(3) § 128 des Aktiengesetzes bleibt un- 
berührt." 

16. § 27 wird gestrichen. 

17. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Reichs- 
wirtsdiaftsminister" durch die Worte „die 
Aufsichtsbehörde" und das Wort „er" durch 
das Wort „sie" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen und durch folgen- 
den neuen Absatz 2 ersetzt: 

„(2) Der Treuhänder hat der Aufsichts- 
behörde Auskunft über die von ihm im Rah- 
men seiner Tätigkeit getroffenen Feststel- 
lungen und Beobachtungen zu erteilen." 

18. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält der zweite Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„hierbei ist er, sofern der Wert der beliehe- 
nen Schiffe auf Grund der von der Aufsichts- 
behörde genehmigten Anweisung festgesetzt 
ist, nicht verpflichtet, zu untersuchen, ob der 
festgesetzte Wert dem wirklichen Wert ent- 
spricht." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Darlehens- 
forderungen, Schiffshypotheken und Wert- 
papiere" durch das Wort „Werte" ersetzt. 

c) Absatz 3 erhält folgenden Satz 2: 

„Eine Nachbildung der eigenhändigen Un- 
terschrift genügt." 

d) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Deckungsregister eingetragene Werte 
können nur mit Zustimmung des Treuhän- 
ders in dem Register gelöscht werden." 

e) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ein- 
gefügt; 

„(5) Der Treuhänder hat bei Erteilung der 
Bescheinigung nach Absatz 3 darauf zu ach- 
ten, daß der Gesamtbetrag der im Umlauf 
befindlichen Schiffspfandbriefe die iti § 7 be- 
zeichnete Grenze nicht überschreitet. Wird 
diese Grenze überschritten, so hat der Treu- 
händer dies der Aufsichtsbehörde mitzutei- 
len." 

19. § 30 wird wie folgt geändert; 

Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung; 

„(1) Der Treuhänder hat im Deckungsregister 

eingetragene Werte sowie Urkunden über sol- 
che Werte unter dem Mitverschluß der Bank zu 
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verwahren; er darf diese Gegenstände nur ge- 
mäß den Vorschriften dieses Gesetzes heraus- 
geben. 

(2) Der Treuhänder ist verpflichtet, die im 
Deckungsregister eingetragenen Werte und 
Urkunden über solche Werte auf Verlangen 
der Bank herauszugeben und zur Löschung im 
Deckungsregister mitzuwirken, soweit die übri- 
gen im Register eingetragenen Werte zur Dek- 
kung der Schiffspfandbriefe genügen oder die 
Bank eine andere vorschriftsmäßige Deckung 
beschafft. Ist die Bank dem Darlehensschuldner 
gegenüber zur Aushändigung der Urkunde ver- 
pflichtet, so hat der Treuhänder die Urkunde 
auch dann herauszugeben, wenn die bezeichne- 
ten Voraussetzungen nicht vorliegen; wird das 
Darlehen zurückgezahlt, so sind in diesem Fall 
die entsprechenden Ersatzdeckungswerte in das 
Deckungsregister einzutragen und dem Treu- 
händer zur Verwahrung gemäß Absatz 1 zu 
übergeben." 

20. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Darlehens- 
forderungen und Schiffshypotheken" durch 
das Wort „Werte" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bank ist verpflichtet, von den 
Kapitalrückzahlungen auf die im Deckungs- 
register eingetragenen Werte sowie von an- 
deren für die Schiffspfandbriefgläubiger er- 
heblichen Änderungen, welche diese Werte 
betreffen, dem Treuhänder fortlaufend Mit- 
teilung zu machen." 

21. In § 32 werden die Worte „der Reichswirt- 
schaftsminister" durch die Worte „die Auf- 
sichtsbehörde" ersetzt. 

22. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Treuhänder und sein Stellvertre- 
ter erhalten von der Aufsichtsbehörde eine 
angemessene Vergütung; diese ist von der 
Schiffspfandbriefbank in sinngemäßer An- 
wendung des § 51 Abs. 3 des Gesetzes über 
das Kreditwesen gesondert zu erstatten und 
auf Verlangen der Aufsichtsbehörde vorzu- 
schießen." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

23. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „durch 
Hypotheken gesicherten Darlehensforderun- 
gen und Wertpapiere" ersetzt durch das 
Wort „Werte". Satz 2 wird gestrichen. 

b] Absatz 2 wird gestrichen. 


24. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist über das Vermögen der Schiffs- 
pfandbriefbank der Konkurs eröffnet, so 
werden aus den im Deckungsregister einge- 
tragenen Werten die Forderungen der 
Schiffspfandbriefgläubiger einschließlich ihrer 
seit Eröffnung des Verfahrens laufenden 
Zinsforderungen vor den Forderungen aller 
anderen Konkursgläubiger befriedigt. Die 
Schiffspfandbriefgläubiger haben unterein- 
ander gleichen Rang." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) In Absatz 4 werden hinter dem Wort „Kon- 
kursmasse" die Worte „im Umlauf befind- 
liche" eingefügt. 

25. Nach § 36 a werden die folgenden §§ 36 b und 
36 c eingefügt: 

.§ 36 b 

(1) Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb einer 
Schiffspfandbriefbank (§ 32 des Gesetzes über 
das Kreditwesen) kann zurückgenommen wer- 
den, wenn das Grundkapital unter den in § 2 
Abs. 2 bezeichneten Mindestnennbetrag herab- 
gesetzt wird. 

(2) überschreitet der Gesamtbetrag der im 
Umlauf befindlichen Schiffspfandbriefe die in 
§ 7 bezeichnete Grenze, so kann die Aufsichts- 
behörde anordnen, daß die Bank ihren Jah- 
resgewinn ganz oder teilweise so lange in die 
in § 7 bezeichneten Rücklagen einzustellen hat, 
bis die gesetzliche Umlaufsgrenze wiederher- 
gestellt ist. Die Aufsichtsbehörde darf diese An- 
ordnung erst treffen, wenn die Schiffspfand- 
briefbank den Mangel nicht innerhalb einer 
von der Aufsichtsbehörde zu bestimmenden 
Frist behoben hat. Beschlüsse über die Gewinn- 
ausschüttung sind insoweit nichtig, als sie einer 
Anordnung nach Satz 1 widersprechen. 

§ 36 c 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen der Aufsichtsbehörde haben im 
Falle des § 36 b Abs. 2 keine aufschiebende 
Wirkung. Im übrigen bleiben die entsprechen- 
den Vorschriften des Gesetzes über das Kredit- 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 881) unberührt." 

25a. § 37 wird gestrichen. 

26. Die §§ 38 und 39 erhalten folgende Fassung: 

„§ 38 

(1) Wer für eine Schiffspfandbriefbank wis- 
sentlich Schiffspfandbriefe über den Betrag hin- 
aus in Verkehr bringt, der durch die nach § 20 
im Deckungsregister eingetragenen Werte vor- 
schriftsmäßig gedeckt ist, wird mit Gefängnis 
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bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1 . für eine Schiffspfandbriefbank wissent- 
lich über einen im Deckungsregister 
eingetragenen Wert durch Veräuße- 
rung oder Belastung verfügt oder auf 
eine im Deckungsregister eingetra- 
gene Schiffshypothek verzichtet, ob- 
wohl die übrigen Deckungswerte 
zur vorschriftsmäßigen Deckung der 
Schiffspfandbriefe nicht genügen, oder 

2. es der Vorschrift des § 30 Abs. 2 
Satz 2 zuwider unterläßt, bei der 
Rückzahlung eines Darlehens die ent- 
sprechende Ersatzdeckungswerte in 
das Deckungsregister einzutragen 
und dem Treuhänder zur Verwahrung 
zu übergeben. 

§ 39 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig für eine Schiffspfandbriefbank 
Schiffspfandbriefe ohne die nach § 29 Abs, 3 
erforderliche Bescheinigung in Verkehr bringt. 
Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark 

geahndet werden." 

27. § 40 wird gestrichen. An seine Stelle tritt fol- 
gender neuer § 40: 

„§ 40 

(1) Begeht ein Geschäftsleiter einer Schiffs- 
pfandbriefbank eine in § 38 mit Strafe oder 
eine in § 39 mit Geldbuße bedrohte Handlung, 
so kann eine Geldbuße auch gegen die Schiffs- 
pfandbriefbank festgesetzt werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat 
oder die Ordnungswidrigkeit vorsätzlich be- 
gangen ist, bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark, wenn sie fahrlässig begangen ist, bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark." 

28. § 41 wird gestrichen. An seine Stelle tritt fol- 
gender neuer § 41 : 

„§ 41 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen. 
Es entscheidet auch über die Abänderung und 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich 
nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten). 

(2) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkei- 
ten im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei 
Jahren." 


Artikel II 

(1) Beträgt das Grundkapital einer bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestehenden Schiffspfand- 
briefbank weniger als acht Millionen Deutsche 
Mark, so gilt das vorhandene Grundkapital als 
Mindestnennbetrag im Sinne des § 2 Abs. 2 des 
Schiffsbankgesetzes (Artikel I Nr. 1). Wird das vor- 
handene Grundkapital später erhöht, so ist eine 
Herabsetzung nicht zulässig, wenn das herabge- 
setzte Grundkapital weniger als acht Millionen Deut- 
sche Mark betragen würde. 

(2) Bis zum Erlaß einer Rechtsverordnung nach 
§ 22 Abs. 2 des Schiffsbankgesetzes (Artikel I Nr. 12) 
sind von den Schiffspfandbriefbanken die beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Formblätter 
weiterhin anzuwenden. 

(3) § 23 des Schiffsbankgesetzes (Artikel I Nr. 13) 
ist erstmals auf den Jahresabschluß für das am 
31. Dezember 1964 endende oder laufende Geschäfts- 
jahr anzuwenden. Er kann auf Jahresabschlüsse für 
frühere Geschäftsjahre angewandt werden. 


Artikel III 

(1) Wird für eine Forderung, die in ausländischer 
Währung zu zahlen ist, eine Schiffshypothek in das 
Schiffsregister eingetragen, so kann der Geldbetrag 
der Forderung und etwaiger Nebenleistungen oder 
der Höchstbetrag, bis zu dem das Schiff haften soll, 
in ausländischer Währung angegeben werden. Das- 
selbe gilt für die Eintragung einer Schiffshypothek 
in das Schiffsbauregister. 

(2) Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und 
Zwangsverwaltung wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 168 b wird folgender § 168 c eingefügt: 

«§ 168 c 

Für die Zwangsversteigerung eines Schiffes, 
das mit einer Schiffshypothek in ausländischer 
Währung belastet ist, gelten folgende Sonderbe- 
stimmungen: 

1. Die Terminbestimmung muß die Angabe, 
daß das Schiff mit einer Schiffshypothek in 
ausländischer Währung belastet ist, und die 
Bezeichnung dieser Währung enthalten. 

2. In dem Zwangsversteigerungstermin wird 
vor der Aufforderung zur Abgabe von 
Geboten festgestellt und bekanntgemacht, 
welchen Wert die in ausländischer Wäh- 
rung eingetragene Schiffshypothek nach 
dem amtlich ermittelten letzten Kurs in 
Deutscher Mark hat. Dieser Kurswert bleibt 
für das weitere Verfahren maßgebend. 

3. Der bar zu zahlende Teil des geringsten 
Gebots wird in Deutscher Mark festgestellt. 
Die Gebote sind in Deutscher Mark abzu- 
geben. 

4. Der Teilungsplan wird in Deutscher Mark 
aufgestellt. 
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5. Wird ein Gläubiger einer in ausländischer 
Währung eingetragenen Schiffshypothek 
nicht vollständig befriedigt, so ist der ver- 
bleibende Teil seiner Forderung in der aus- 
ländischen Währung festzustellen. Die Fest- 
stellung ist für die Haftung mitbelasteter 
Gegenstände, für die Verbindlichkeit des 
persönlichen Schuldners und für die Gel- 
tendmachung des Ausfalls im Konkurs maß- 
gebend." 

2. § 170 a Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 163 Abs. 1, §§ 165, 167 Abs. 1, §§ 168 c, 169 
Abs. 2, § 170 gelten sinngemäß. An die Stelle 
des Grundbuchs tritt das Schiffsbauregister." 


Artikel IV 

(1) Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. Die Verordnung über die Eintragung von 
Hypotheken in ausländischer Währung 
vom 13. Februar 1920 (Reichsgesetzbl. 
S. 231), 

2. das Gesetz über die Eintragung von 
Schiffspfandrechten in ausländischer Wäh- 
rung vom 26. Januar 1923 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 90), 

3. die Verordnung über das Inkrafttreten 
des Gesetzes über die Eintragung von 
Schiffspfandrechten in ausländischer Wäh- 
rung vom 29. Januar 1923 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 90), 

4. das Zweite Gesetz über die Eintragung 
von Schiffspfandrechten in ausländischer 
Währung vom 29. März 1923 (Reichsge- 
setzbl. I S. 232), 

5. das Gesetz über die Eintragung von Hy- 
potheken und Schiffspfandrechten in aus- 
ländischer Währung vom 18, Dezember 
1925 (Reichsgesetzbl. I S. 469), 

6. das Zweite Gesetz über die Eintragung 
von Hypotheken und Schiffspfandrechten 
in ausländischer Währung vom 17. De- 
zember 1928 (Reichsgesetzbl. I S. 405), 

7. das Dritte Gesetz über die Eintragung 
von Sdiiffspfandrechten in ausländischer 


Währung vom 21. Dezember 1929 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 224), 

8. das Vierte Gesetz über die Eintragung 
von Schiffspfandrechten in ausländischer 
Währung vom 19. Dezember 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 629), 

9. das Dritte Gesetz über die Eintragung 
von Hypotheken und Schiff spfandredi- 
ten in ausländischer Währung vom 
12. März 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 31), 

10. Artikel 16 zweiter Halbsatz der Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes 
über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiffsbauwerken vom 21. Dezember 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1609). 

Diese Vorschriften bleiben jedoch, soweit sie nodi 
in Geltung sind, auf Rechte anwendbar, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in ausländischer Wäh- 
rung eingetragen sind. 

(2) Artikel 1 und 2 des Gesetzes über Maßnah- 
men auf dem Gebiete des Realkredits vom 18. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 925) werden auf- 
gehoben, soweit die Vorschriften noch in Kraft sind. 


Artikel V 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Schiffsbankgesetzes in der neuen 
Fassung bekanntzumachen, die sich aus den Ände- 
rungen und Ergänzungen in Artikel I ergibt, und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel VI 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund des Schiffsbankgeset- 
zes oder dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes, 

Artikel VII 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1963, Artikel 1 Nr. 26 bis 28 tritt einen Monat nach 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft. 
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